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VON MARTIN KOPP..............................................................................

Die Zahl der Langzeitarbeitslosen
sinkt in Hamburg schneller als in
allen anderen deutschen Großstäd-
ten. Das geht aus einer internen
Aufstellung der Arbeitsgemein-
schaft Hartz IV (Arge) an die Wirt-
schafsbehörde hervor. Zwischen
Januar und Juni 2007 wurde in der
Hansestadt eine Absenkung der
Langzeitarbeitslosigkeit um 16,8
Prozent registriert. Damit steht
Hamburg an der Spitze gefolgt von
Köln, wo im gleichen Zeitraum die
Zahl derjenigen, die seit mindes-
tens einem Jahr ohne Beschäfti-
gung sind, um 15,9 Prozent redu-
ziert wurde.

Auch gut sind München mit 12,1
und Dortmund mit 10,6 Prozent.
Schlusslicht im Vergleich der

Großstädte ist Frankfurt, das 5,8
Prozent seiner Langzeitarbeitslo-
sen wieder in Arbeit bringen konn-
te. Insgesamt sind in Hamburg
27 378 Menschen gemeldet, die seit
einem Jahr oder länger keine Ar-
beit finden. Damit sank die Zahl
im Juni gegenüber dem Vormonat
um 1183 Personen.

Wie aus der Studie weiter her-
vorgeht, weist Hamburg im bun-
desdeutschen Vergleich nunmehr
neben Berlin den geringsten Anteil
der Langzeitarbeitslosen am Ge-
samtbestand der Menschen ohne
Beschäftigung aus. In der Haupt-
stadt beträgt der Anteil 44,4 Pro-
zent in Hamburg 45 Prozent. Da-
mit hat Hamburg Bremen über-
holt, das im Januar noch auf Platz
zwei im Großstädtevergleich
stand. In allen anderen Metropo-

len: München, Frankfurt, Dort-
mund und Köln ist mindestens je-
der zweite Arbeitslose seit mindes-
tens einem Jahr ohne Job.

Der Abbau der Langzeitarbeits-
losigkeit in Hamburg ist nicht auf

ein Anwachsen kurzfristiger Ar-
beitsgelegenheiten zurückzufüh-
ren. Die Integrationsquote ist mit
15,5 Prozent relativ hoch. Noch
deutlicher ist die sogenannte
Nachhaltigkeitsquote. Diese ver-

zeichnet, wie viele der Langzeit-
arbeitslosen, die neue Arbeit ge-
funden haben, nach sechs Monaten
noch in ihrem Job sind. Diese Quo-
te liegt in Hamburg bei 45,7 Pro-
zent. Besser ist nur München mit
47,5 Prozent. Wirtschaftssenator
Gunnar Uldall freut sich über die
Zahlen: „Sie zeigen, dass wir das
Problem der Langzeitarbeitslosig-
keit zunehmend in den Griff be-
kommen.“ Zudem werde mit dem
Vorwurf der Opposition aufge-
räumt, dass die Zahl der Langzeit-
arbeitslosen in Hamburg sehr groß
ist. Die Arge betreut 60 854 Ar-
beitslose. Nicht einmal die Hälfte
davon ist wirklich seit langer Zeit
ohne Job.“ Vielmehr handele es
sich um andere Arbeitslose, wie
Mütter nach drei Jahren Elternzeit,
Studenten oder Schulabgänger.

Lang wird Uldalls Freude nicht
anhalten. Die Arge warnt in ihrer
internen Studie davor, dass sich die
Zahlen im August verschlechtern
werden. Grund ist das Inkrafttre-
ten des neuen Asylgesetzes. Nach
Einschätzung der Innenbehörde
erhalten damit etwa 2000 auslän-
dische Erwachsene einen sicheren
Aufenthaltsstatus und eine Ar-
beitserlaubnis. Die Arge rechnet
damit, dass sich ein großer Teil
dieser Personen zunächst einmal
bei ihr arbeitslos meldet. „Es ist
schon erstaunlich, wie das gute
Bild des Arbeitsmarkts durch ein
solches Ereignis verschlechtert
werden kann“, sagt Uldall. Die Ar-
ge will den Betroffenen übrigens
unmittelbar, wenn sie ihren Ar-
beitslosenantrag stellen, eine Ar-
beitsgelegenheit unterbreiten. 

Langzeitarbeitslose finden in Hamburg besonders schnell einen Job
Interne Studie zeigt: Die Hansestadt liegt im Großstädtevergleich an der Spitze – Arbeitsplätze sind nachhaltig – Neues Asylgesetz bereitet aber Probleme

c

Änderung Anzahl der Arbeitslosen im Großstadtvergleich
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VON UWE BAHNSEN..............................................................................

Für Hamburgs Justiz zeichnen sich
tief greifende strukturelle Verän-
derungen ab, die gegenwärtig in
der Richterschaft intensiv disku-
tiert werden. Es geht um die Auto-
nomie und Selbstverwaltung der
Justiz als Konsequenz aus der vom
Grundgesetz und von der Hambur-
ger Verfassung garantierten Unab-
hängigkeit der Rechtsprechung.
Zwar sind auch in der Hansestadt
die Richter als Vertreter der Drit-
ten Gewalt nur dem Gesetz unter-
worfen. Zugleich hat jedoch der
Senat als die Landesregierung
durch Personal- und Haushalts-
entscheidungen vielfältige Ein-
flussmöglichkeiten auf die Tätig-
keit der Justiz, die die Richter-
schaft so nicht mehr hinnehmen
will.

Dazu der Vorsitzende des Ham-
burgischen Richtervereins, Ger-
hard Schaberg: „Bislang hat in der
Bundesrepublik nur das Bundes-
verfassungsgericht das Recht, ei-

nen eigenen Haushaltplan aufzu-
stellen. Wir sind der Auffassung,
dass die gesamte Justiz, also die
Gerichte und die Staatsanwalt-
schaft, das Recht zur Selbstver-
waltung bekommen müssen. Auch
gilt es, das externe Weisungsrecht
des Justizsenators gegenüber der
Staatsanwaltschaft abzuschaffen.
Nur dann findet die Trennung der
Gewalten in der Demokratie so
statt, dass die Justiz ihre Unab-
hängigkeit auf allen Ebenen und in
allen Bereichen wahren kann.
Deutschland hat in dieser Hinsicht
einen deutlichen Nachholbedarf.“ 

Da das Problem nicht nur Ham-
burg, sondern alle Bundesländer
betrifft, arbeitet der Deutsche
Richterbund, die Interessenvertre-
tung von rund 14 000 Richtern und
Staatsanwälten in der Bundesre-
publik, derzeit an einem Gesetz-
entwurf für die Selbstverwaltung
der Justiz. Ausgangspunkt ist das
sogenannte Zwei-Säulen-Modell.
Danach soll im Bund und in jedem
Bundesland, also auch in Ham-

burg, ein Justizwahlausschuss ge-
bildet werden, der sich zur Hälfte
aus direkt gewählten Richtern und
Staatsanwälten und zur anderen
Hälfte aus vom Parlament gewähl-
ten Abgeordneten zusammensetzt.
Dabei soll sich die Sitzverteilung
der Parteien in diesem Gremium
widerspiegeln. Vorsitzender des
Justizwahlausschusses soll der je-
weilige Parlamentspräsident sein,
in der Hansestadt also der Prä-
sident der Hamburger Bürger-
schaft. Seine Stimme soll bei Stim-
mengleichheit den Ausschlag ge-
ben. Damit soll die demokratische
Legitimation sichergestellt wer-
den.

Der Justizwahlausschuss hat
nach diesem Modell über Einstel-
lungen, Lebenszeiternennungen
von Richtern und über Beförde-
rungen zu entscheiden und zu-
gleich die Mitglieder des Justiz-
verwaltungsrates zu wählen. Die-
ses Gremium soll als zweite Säule
der Justizselbstverwaltung die ad-
ministrative Spitze der Justiz sein.

Der Justizverwaltungsrat soll von
einem Justizpräsidenten als Leiter
der Justizverwaltung geführt wer-
den, der die Justiz nach außen ver-
tritt, während ein Generalsekretär
die Behörde nach innen leitet. Der
Justizpräsident wird vom Parla-

ment mit einer Zwei-Drittel-
Mehrheit gewählt, womit dieses
Gremium ebenfalls demokratisch
legitimiert ist. Im Wesentlichen
sollen dem Justizverwaltungsrat
Aufgaben übertragen werden, für
die bislang die Justizbehörde zu-
ständig ist. Das betrifft vor allem
die Ermittlung des Finanzbedarfs
der Justiz, die Verhandlungen dar-
über mit dem Finanzsenator und
die gesamte Dienstaufsicht. Um

die Belange der Justiz wirksam
vertreten zu können, soll der Jus-
tizpräsident im Haushaltsaus-
schuss der Bürgerschaft und im
Plenum Rederecht erhalten. Vor
dem Erlass von Gesetzen und Ver-
ordnungen, die die Justiz unmittel-

bar betreffen, soll der Justizver-
waltungsrat angehört werden.

Natürlich wäre eine so weitrei-
chende Justizreform gleichbedeu-
tend mit einer massiven Macht-
einbuße der Justizbehörde, und es
wäre zu fragen, welche Kompeten-
zen das Justizressort dann über-
haupt noch hätte. Zuständig wäre
die Behörde weiterhin für die Be-
arbeitung und Begutachtung („No-
tariat des Senats“) von Gesetzen,

für die Juristenausbildung, die No-
tar- und Stiftungsaufsicht, für
Gnadensachen und den Strafvoll-
zug. Auf der Grundlage dieses
Zwei-Säulen-Modells wird eine
Arbeitsgruppe des Deutschen
Richterbundes in Kürze einen Ge-
setzentwurf vorstellen, über den
dann auch in Hamburg politisch zu
entscheiden sein wird.

Hamburgs Richter haben jedoch
noch weitere Wünsche zur Absi-
cherung ihrer Unabhängigkeit.
Diesmal geht es um die Besoldung.
Die Beamten- und damit auch die
Richtergehälter sollen in der Han-
sestadt ab 1. Januar 2008 linear um
1,9 Prozent angehoben werden. In
Höhe eines weiteren Prozentpunk-
tes sollen Leistungsprämien an be-
sonders auszuwählende Bedienste-
te gezahlt werden, und um diese
Sonderzahlungen geht es. Die
Richterschaft ist strikt dagegen.
Schaberg: „Zunächst sind 1,9 Pro-
zent gemessen an Ausbildung,
Qualifikation und Wertschöpfung
der Richter und Staatsanwälte ab-

solut indiskutabel. Darüber hinaus
gibt es überhaupt keine Leistungs-
kriterien für solche Sonderzahlun-
gen, die als Bemessungsgrundla-
gen herangezogen werden könnten.
Zwar soll das in einem gesonderten
Gesetz geregelt werden, aber dafür
gibt es bislang noch nicht einmal
einen Referentenentwurf. Unser
letzter Einwand ist grundsätzli-
cher Natur. Dieser Vorschlag ist
verfassungswidrig. Das Bundes-
verfassungsgericht hat wiederholt
festgestellt, es stehe nicht im Er-
messen der Exekutive, Richtern
ein höheres Gehalt zu zahlen, wenn
dies nicht einhergeht mit einem
Amt mit höherer Verantwortlich-
keit. Mit anderen Worten: Die rich-
terliche Unabhängigkeit verlangt,
dass die Justizverwaltung jede
Einflussnahme auf die besoldungs-
rechtliche Einstufung der Richter
unterlässt. Eine gleiche Amtstätig-
keit ist gleich zu besolden. Dieses
Thema ist für uns ein weiterer
Grund, die Selbstverwaltung der
Justiz zu fordern.“ 

Die Hamburger Justiz drängt massiv auf deutlich mehr Unabhängigkeit
Neuer Gesetzentwurf wird derzeit erarbeitet – Einfluss des Senats durch Personal- und Haushaltsentscheidungen soll reduziert und Weisungsrecht des Behördenchefs gekippt werden 

„ Die gesamte Justiz muss das Recht
zur Selbstverwaltung bekommen“
Gerhard Schaberg, Vorsitzender des Hamburgischen Richtervereins

Der Rundfunkrat des Norddeut-
schen Rundfunks (NDR) will an
diesem Freitag einen Nachfolger
für den scheidenden Intendanten
Jobst Plog wählen. Kandidat des
Verwaltungsrates ist Lutz Marmor,
Verwaltungsdirektor des West-
deutschen Rundfunks und auch
beim NDR kein Unbekannter.
Schließlich war der 53-Jährige vor
seinem Wechsel an den Rhein elf
Jahre lang, von 1995 bis 2006,
NDR-Verwaltungsdirektor. Ihn soll
nach dem Wunsch des Verwal-
tungsrates als Stellvertreter Arno
Beyer (52) unterstützen, der das
NDR-Landesfunkhaus in Hanno-
ver leitet.

Dieser Personalvorschlag liegt
seit dem vergangenen Sonntag auf
dem Tisch. Der zwölfköpfige Ver-
waltungsrat hatte die Aufgabe,
dem obersten NDR-Organ eine

Empfehlung zu geben, und die fiel
ziemlich eindeutig aus. Bei einer
Enthaltung stimmten die übrigen
elf Mitglieder für das Duo Mar-
mor/Beyer. Einer fiel durch: NDR-
Fernsehdirektor Volker Herres war
ebenfalls als möglicher Kandidat
ins Gespräch gebracht worden.
Doch der Programmmacher hatte
gegenüber dem Betriebswirt Mar-
mor und dem Niedersachsen-Ken-
ner Beyer das Nachsehen. Seit
zehn Jahren ist der Hörfunk-Spe-
zialist in Hannover für das größte
Sendegebiet des NDR verantwort-
lich, dem per Staatsvertrag auch
die Länder Hamburg, Schleswig-
Holstein und Mecklenburg-Vor-
pommern angehören.

Längst sind die Zeiten vorbei, da
streng nach Parteienproporz die
Ämter besetzt wurden. Alle drei
gehandelten Kandidaten gelten als
unabhängig. Diese politische Neu-
ausrichtung im Sender ist auch ein
Verdienst des amtierenden Chefs
Plog, der den Parteieneinfluss noch
selbst vor seiner Einstellung als
NDR-Justiziar 1977 in Hamburg
erlebte. Im ersten Anlauf lehnte

der CDU-dominierte Verwaltungs-
rat damals das SPD-Mitglied Plog
noch ab, dessen Persönlichkeit
letztendlich doch überzeugte.
Nicht anders bei der Wahl des
stellvertretenden Intendanten Plog
1980. „Es ging damals streng nach
Parteienproporz zu“, erläuterte er
einst: „Intendant (Friedrich Wil-
helm Räuker) von der CDU, Stell-
vertreter von der SPD.“ Nach elf
Jahren rückte Plog an die Spitze
des Senders, nach 17 Jahren als
Intendant scheidet er im Januar
2008 aus.

Bei den jetzigen Vorschlägen
wurden offensichtlich ganz andere
Maßstäbe angelegt. Marmor, ein
„Mann der Zahlen“, wäre für eine
weiterhin gesunde wirtschaftliche
Ausrichtung des Senders im Zeit-
alter der Digitalisierung mit neuen
Angeboten auch der öffentlich-

rechtlichen Sender verant-
wortlich. Mit der Nominie-
rung Beyers als Stellvertre-
ter – ein Funkhausdirektor
fern der Hamburger NDR-
Zentrale – wollte der Ver-
waltungsrat die Region stär-
ken. Für den Fall seiner
Wahl soll er seinen neuen
Posten in Personalunion
wahrnehmen, sein Haupt-
einsatz dürfte weiterhin den
Aufgaben in Hannover gel-
ten.

Angesichts dieser auch bei
anderen ARD-Anstalten üblichen
Ämterbündelung gibt es bereits
den Vorschlag einer Rotation. Je-
der der vier Landesfunkhausdirek-
toren in Hamburg, Hannover, Kiel
und Schwerin könnte den Stell-
vertreterposten – zeitlich befristet
und nacheinander – übernehmen.
Damit würde die Kompetenz aus
der Region im Sender noch weiter
gestärkt.

Die Verwaltungsratsvorsitzende
Dagmar Pohl-Laukamp ist zuver-
sichtlich, dass das Entscheidungs-
gremium sich dem vorliegenden
Personalvorschlag anschließt:
„Wir präsentieren dem Rundfunk-
rat eine überzeugende Lösung für
die Nachfolgeregelung an der
NDR-Spitze.“ Eine Unwägbarkeit
beim Wahlgang wird darin gese-
hen, dass von den 58 Mitgliedern
des im Mai 2007 neu konstituierten
Rates gut die Hälfte erstmals dabei
ist. Von den anwesenden Mitglie-
dern müssen zwei Drittel über-
zeugt sein, dass sie am Freitag,
dem 13., mit der Wahl von Marmor
und Beyer die Weichen für den
NDR richtig stellen. dpa

Der „Herr der Zahlen“ steht 
dem Proporzdenken entgegen

Lutz Marmor kann morgen NDR-Intendant werden

Lutz Marmor kennt
den NDR schon aus
seiner zehnjährigen
Tätigkeit als Verwal-
tungsdirektor. Poli-
tisch ist er bisher
nicht aufgefallen, er
gilt als gewiefter
Kaufmann mit tiefen
Einblicken in die
komplizierte ARD-
Struktur 
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Die Hamburger Innenbehörde
macht Druck bei der Einführung
des Digitalfunks für Polizei, Feu-
erwehr und Rettungskräfte. Zuvor
hatte die Ankündigung der Bun-
desanstalt für den Digitalfunk der
Behörden und Organisationen,
kurz BDBOS, für Verärgerung ge-
sorgt. Danach soll sich die flächen-
deckende Einführung des neuen
Funknetzes um bis zu drei Jahre
auf 2013 verschieben. Hamburg
würde das schwer treffen. Hier
sind bereits alle Weichen für die
neue Technik gestellt. „Wir gehö-
ren zu den Starterländern und ver-
fügen bereits über ein Referenz-
netz. Während der Fußballwelt-
meisterschaft vergangenes Jahr
haben wir Digitalfunk bereits im
Einsatz und damit unter realen Be-
dingungen benutzt und damit gute
Erfahrungen gemacht. Es funktio-
niert“, sagt Innenstaatsrat Chris-
toph Ahlhaus. Zudem sind die fi-
nanziellen Mittel, rund 40 Millio-
nen Euro, bereits im Haushalt ein-
gestellt. Solche Gelder können
nicht verschoben werden.

„Wir halten an der Einführung
des digitalen Funks bis Ende 2008
fest“, sagt Ahlhaus. Er kündigte an,
dass er sich so schnell wie möglich
mit der BDBOS und den Vertretern
der anderen Bundesländer treffen
will. Ein laut Bundesministerium
des Innern (BMI) geplantes Treffen
für Ende September hält er für zu
spät. Ob eine Einführung des Digi-
talfunks in Hamburg als Insellö-
sung möglich ist, bezweifeln Ex-
perten. Für einen Betrieb braucht
man ein funktionierendes „Kern-
netz“ mit einem Managementcen-
ter. Allein dessen Aufbau soll sich
um 18 Monate verschieben. zv

Innenbehörde 
gegen Aufschub 
des Digitalfunks

Fast 20 Jahre lang hat ein heute 34
Jahre alter Türke die Hamburger
Justiz in Atem gehalten, bevor er
abgeschoben wurde. Bereits 1988
hatte Mustafa E. erstmalig wegen
kleiner Delikte mit der Justiz zu
tun. Zwei Jahre später musste er
sich bereits wegen Vergewalti-
gung und gefährlicher Körperver-
letzung verantworten. Es gab wei-
tere Verfahren wegen Drogende-
likten, Diebstählen, mehrerer
Raubüberfälle und Erpressungen
sowie Fahrens ohne Führerschein.
Vor sieben Jahren verübte der
Mann zwei Bank- und einen Su-
permarktüberfall in zweieinhalb
Stunden. Er wurde gefasst. Vor
Gericht sagte der Täter: „Ich
dachte, ich mache Geld und hau
dann ab nach Kanada.“ Stattdes-
sen kam er in Haft. In den ver-
gangenen Jahren fiel der Mann
wegen Drogendelikten auf. Im
Gefängnis hatte er sich immer
wieder Rauschgift besorgt. Jetzt
wurde Mustafa E. in einen Flieger
gesetzt und abgeschoben, nach-
dem er seine Haftstrafe abgeses-
sen hatte. Insgesamt wurden bei
der Aktion neun Straftäter abge-
schoben. Summiert wurden die
Männer in der Vergangenheit für
in Deutschland verübte Straftaten
zu 51 Jahren Haft verurteilt. Ur-
teile in der Höhe von 23 Jahren
und zwei Monaten hatten Richter
allein gegen Mustafa E. verhängt.

„Wir sind eine wirklich welt-
offene Stadt“, meint Innenstaats-
rat Christoph Ahlhaus. „Wer aber
das Gastrecht in so einer Art und
Weise missbraucht, muss die Kon-
sequenzen tragen. Das wird auch
so bleiben.“ zv

Schwerkrimineller
nach 19 Jahren in

Türkei abgeschoben


